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Mit freundlichen Grüßen

Sehr geehrte Damen und Herren,

wer über eBay viel verkauft, muss damit rechnen, vom Finanzamt wegen 
Nachhaltigkeit als Unternehmer eingestuft zu werden und Umsatzsteuer 
abzuführen. Dabei kommt es gar nicht darauf an, mit dem Verkauf Gewinne zu 
erzielen. Bei Umsätzen von mehr als 17.500 € im Jahr kann es zu unangeneh-
men Umsatzsteuernachzahlungen kommen.

Der Bundesfinanzhof hat schon vor längerer Zeit klar gestellt, wie ein Fahrten-
buch aussehen muss. Es gibt keinerlei Ausnahmen. Trotzdem gibt es immer 
wieder Auseinandersetzungen mit Gerichten, weil wesentliche Angaben nicht 
gemacht worden sind. Aus diesem Grund sollten die Eintragungen turnusmäßig 
mit dem Steuerberater abgestimmt werden.

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Blitzlicht-Ausgabe oder zu anderen 
Themen? Bitte sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gern.

08 / 2012

Unternehmer/Beteiligungen

Abschreibungen auf  
Windkraftanlagen auch vor  
Inbetriebnahme möglich
Ein Windpark setzt sich aus folgenden 
selbstständigen Wirtschaftsgütern zu-
sammen:
�� Jede einzelne Windkraftanlage (WKA)  

mit Transformator und der inneren Ver-
kabelung
�� Externe Verkabelung vom Transfor-

mator bis zum Stromnetz sowie der 
Übergabestation, wenn dadurch meh-
rere WKA verbunden sind
�� Zuwegung zur Anlage

Die Abschreibung kann vorgenommen 
werden, sobald Besitz, Gefahr, Nut-
zungen und Lasten der Anlage auf den 
Erwerber übergegangen sind (sog. 
wirtschaftliches Eigentum). Eine Inbe-
triebnahme ist nicht erforderlich.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

1 Für den abgelaufenen Monat.
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung 

für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit  
Dauerfristverlängerung für das vorangegangene Kalender-
vierteljahr.

3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung 
für den vorletzten Monat.

4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmel-
dungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem An-
meldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stich-
tag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen wer-
den keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung 
muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem 
Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine  
Einzugsermächtigung erteilt werden.

6 In Bundesländern, in denen der 15.08.2012 ein Feiertag ist, 
gilt der 16.08.2012 als Fälligkeitstermin, mit einer Schon-
frist bis zum 20.08.2012.

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbei-
träge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag 
des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säum-
niszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschrift-
verfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. 
am 27.08./24.09.2012) an die jeweilige Einzugsstelle über-
mittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauf-
tragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn 
die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Termine Steuern / Sozialversicherung August / September 2012

Steuerart Fälligkeit

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 1 10.08.2012 10.09.2012 

Umsatzsteuer 10.08.2012 2 10.09.2012 3 

Einkommensteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag

Entfällt 10.09.2012  

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag Entfällt 10.09.2012  

Ende der Schonfrist Überweisung 4  
obiger Steuerarten  
bei Zahlung durch: Scheck 5

13.08.2012 13.09.2012

07.08.2012 07.09.2012

Gewerbesteuer 6 15.08.2012 Entfällt

Grundsteuer 6 15.08.2012 Entfällt

Ende der Schonfrist Überweisung 5  
obiger Steuerarten  
bei Zahlung durch: Scheck 5

20.08.2012 Entfällt

10.08.2012 Entfällt

Sozialversicherung 7 29.08.2012 26.09.2012

Kapitalertragsteuer,
Solidaritätszuschlag

Seit dem 01.01.2005 ist die Kapitalertragsteuer 
sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung 
an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen.



Steuerfreiheit von  
Sanierungsgewinnen
Kann die Finanzverwaltung einen Sa-
nierungsgewinn, der einem Unterneh-
mer aus dem sanierungsbedingten 
Erlass eines Gläubigers auf dessen 
Forderungen entstanden war, als sach-
lich unbillige Härte qualifizieren und 
den Sanierungsgewinn damit steuer-
frei stellen? Die Frage stellt sich des-
halb, weil der Gesetzgeber eine ent-
sprechende gesetzliche Vorschrift mit 
Wirkung ab 1998 aufgehoben hatte.
 Ein klärendes Wort der oberen 
Rechtsprechung ist zunächst nicht zu-
stande gekommen, weil der anliegen-
de Rechtsstreit sich erledigt hat, nach-
dem dem Unternehmer im Rahmen 
eines Insolvenzverfahrens Restschuld-
befreiung gewährt worden war.
(Quelle: Beschluss des Bundesfinanz-
hofs)

Arbeitgeber/Arbeitnehmer

Mindestanforderung an  
ordnungsgemäßes Fahrtenbuch
Wird ein ordnungsgemäßes Fahrten-
buch geführt, kann der Privatanteil nach 
diesem Fahrtenbuch berechnet wer-
den, sodass die 1 % Regelung nicht 
anzuwenden ist. Der Bundesfinanz-
hof hat inzwischen entschieden, wie 
ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch 
auszusehen hat, wobei insbesondere 
Datum und Ziel der jeweiligen Fahrten 
ausgewiesen werden müssen.
 Eine GmbH hatte die Dienstwagen-
besteuerung für ihren Gesellschafter-
geschäftsführer nach der 1 % Rege-

lung vorgenommen und später beim 
Finanzamt den Antrag gestellt, die 
private Nutzung für die Vergangenheit 
nach dem geführten Fahrtenbuch zu 
ermitteln. Das Finanzamt erkannte das 
Fahrtenbuch als nicht ordnungsgemäß 
an und lehnte den Antrag ab, weil nur 
die Orte und Straßennamen, nicht aber 
z. B. die Hausnummer oder der Name 
des Kunden angegeben waren.
 Der Bundesfinanzhof bestätigte 
die Ansicht des Finanzamts. Es reichte 
auch nicht aus, dass der Geschäftsfüh-
rer weitere Daten in seinem persönli-
chen Kalender aufgezeichnet und diese 
später in das Fahrtenbuch übertragen 
hatte.

Hinweis
Zur Vermeidung von Schwierigkei-
ten sollte ein Fahrtenbuch sorgfäl-
tig und lesbar ausgefüllt werden. 
Es bietet sich an, die Richtigkeit 
und Vollständigkeit der Eintra-
gungen von Zeit zu Zeit mit dem 
Steuerberater abzustimmen.

Kein Auskunftsanspruch nicht  
berücksichtigter Stellenbewerber, 
aber Beweislastvorteil
Arbeitgeber müssen zukünftig ver-
stärkt damit rechnen, von nicht be-
rücksichtigten Stellenbewerbern auf 
Schadensersatz nach dem Antidis-
kriminierungsgesetz in Anspruch ge-
nommen zu werden, falls sie ihnen die 
Gründe für ihre Nichtberücksichtigung 
nicht mitteilen und erläutern. Zwar hat 
der Europäische Gerichtshof entschie-
den, ein abgelehnter Stellenbewerber 
habe keinen Anspruch darauf, dass ihm 
der potenzielle Arbeitgeber mitteilt, 
wer stattdessen eingestellt wurde und 
nach welchen Kriterien. Eine vollstän-
dige Verweigerung von Auskünften 
könne aber den Verdacht einer Diskri-
minierung begründen, so dass der Ar-
beitgeber beweispflichtig dafür werde, 
dass eine solche nicht vorgelegen hat.
In diesem Zusammenhang legte der 
Europäische Gerichtshof dar, dass die 
Antidiskriminierungsrichtlinien des eu-
ropäischen Rechts eine zweigeteilte 

Beweislast vorsähen: Der abgelehn-
te Stellenbewerber müsse Tatsachen 
nennen und gegebenenfalls beweisen, 
die den Verdacht einer Diskriminierung 
begründen. Gelinge ihm dies, sei es 
Sache des potenziellen Arbeitgebers, 
diesen Verdacht durch Angabe von Tat-
sachen zu entkräften.
 Im vorliegenden Fall ging es um 
eine 45-jährige Ingenieurin russischer 
Herkunft, die sich auf eine Stelle als 
Softwareentwicklerin beworben hatte. 
Als sie keine Einladung zu einem Vor-
stellungsgespräch erhielt, dann aber 
feststellte, dass die Stelle ein weite-
res Mal ausgeschrieben wurde und 
sie wiederum keine Einladung erhielt, 
verlangte sie von dem potenziellen Ar-
beitgeber Schadensersatz, weil sie we-
gen ihres Geschlechts, ihres Alters und 
ihrer ethnischen Herkunft benachteiligt 
worden sei. Darüber hinaus verlangte 
sie, dass der potenzielle Arbeitgeber 
ihr die Bewerbungsunterlagen des ein-
gestellten Konkurrenten zur Verfügung 
stelle, damit sie beweisen könne, dass 
sie über eine bessere Qualifikation 
verfüge. Das Arbeitsgericht und das 
Landesarbeitsgericht haben die Klage 
abgewiesen, das Bundesarbeitsgericht 
legte das Verfahren dem Europäischen 
Gerichtshof vor, damit dieser über die 
Auslegung des höherrangigen europäi-
schen Rechts entscheide.
 Der Europäische Gerichtshof stell-
te fest, die deutschen Gerichte hätten 
die in den Antidiskriminierungsrichtli-
nien vorgeschriebenen Gleichbehand-
lungsziele zu beachten. Bei der Frage, 
ob genügend Indizien für eine Diskri-
minierung vorliegen, müssten daher 
alle Umstände berücksichtigt werden. 
Dazu zählte der Europäische Gerichts-
hof im vorliegenden Fall den Umstand, 
dass der potenzielle Arbeitgeber nicht 
bestritt, dass die Qualifikation der Be-
werberin den Anforderungen der Stel-
lenanzeige entsprach und dass die 
Stellenbewerberin von dem potenziel-
len Arbeitgeber nach Veröffentlichung 
der beiden Stellenausschreibungen 
nicht zu einem Vorstellungsgespräch 
eingeladen wurde. Diese Umstände 
könnten in Verbindung mit der Tatsa-



che, dass der potenzielle Arbeitgeber 
der Stellenbewerberin überhaupt keine 
Auskünfte gegeben habe, den Verdacht 
einer Diskriminierung begründen mit 
der Folge, dass dann der potenzielle 
Arbeitgeber überzeugende Tatsachen 
vortragen müsse, weshalb er sich für 
einen anderen Bewerber entschieden 
habe. Gelinge ihm dies nicht, könnten 
Schadensersatzansprüche der abge-
lehnten Bewerberin begründet sein.

Übernachtungskosten und  
regelmäßige Arbeitsstätte bei  
Lkw-Fahrern
Ein im Fernverkehr tätiger Lkw-Fahrer 
machte in seiner Einkommensteuerer-
klärung Übernachtungspauschalen von 
5 € pro Übernachtung und wöchent-
liche Fahrten zum Lkw-Wechselplatz 
in Dänemark als Reisekosten geltend. 
Das Finanzamt lehnte den Ansatz von 
Übernachtungspauschalen ab und be-
rücksichtigte die Fahrten nur als Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte.
 Der Bundesfinanzhof ist allerdings 
großzügiger. Übernachtet ein Lkw-Fah-
rer in der Schlafkabine eines Lkw, sind 
keine Pauschalen für Übernachtungen 
auf Auslandsdienstreisen anzusetzen. 
Allerdings können pauschal Kosten für 
Benutzung der Duschen, Toiletten usw. 
auf Raststätten angesetzt werden. 
Dementsprechend sah das Gericht ei-
nen Satz von 5 € für angemessen an. 
Da weder Lkw noch der Lkw-Wechsel-
platz eine ortsfeste Einrichtung sind, 
handelt es sich auch nicht um eine re-
gelmäßige Arbeitsstätte. Die Fahrten 
von der Wohnung zum Lkw-Wechsel-
platz können deshalb in tatsächlicher 
Höhe berücksichtigt werden.

Umsatzsteuer

Übergangsregelung zu  
Belegnachweispflichten bei  
innergemeinschaftlichen  
Lieferungen ab 01.01.2012
Innergemeinschaftliche Warenliefe-
rungen sind umsatzsteuerfrei, wenn 
alle Voraussetzungen dafür erfüllt 
sind. Unternehmer müssen die Vo-

raussetzungen u. a. durch sog. Buch- 
und Belegnachweise erbringen. Die 
Bundesregierung hatte grundlegende 
Änderungen beschlossen, die mit Wir-
kung zum 01.01.2012 in Kraft treten 
sollten. Die Verordnung sah dabei die 
Gelangensbestätigung als einzigen Be-
legnachweis vor.
 Nach massiver Kritik hat das Bun-
desministerium der Finanzen ein-
gelenkt und die Vorschrift bis zur Än- 
derung der Umsatzsteuer-Durchfüh-
rungsverordnung (UStDV) ausgesetzt. 
Die Anpassung der UStDV ist zum 
01.01.2013 geplant.
 Mindestens bis zu diesem Zeit-
punkt kann der Nachweis mit den bis 
zum 31.12.2011 anerkannten Belegen 
geführt werden.

Einfuhrumsatzsteuer ohne vor-
herige Entrichtung als Vorsteuer 
abzugsfähig, wenn Steuerschuldner 
und Vorsteuerabzugsberechtigter 
identisch sind
Führt ein Unternehmer Waren aus 
Staaten ein, die nicht Mitglied der EU 
sind, fällt regelmäßig Einfuhrumsatz-
steuer an. In bestimmten Fällen ist 
der Einführende Schuldner der Einfuh-
rumsatzsteuer. Nach nationalem Recht 
kann der Unternehmer die Einfuhrum-
satzsteuer unter der Voraussetzung als 
Vorsteuer abziehen, dass er die Einfuh-
rumsatzsteuer zuvor entrichtet hat.
 Der Europäische Gerichtshof hat 
entschieden, dass der Vorsteuerabzug 
nicht davon abhängig gemacht wer-
den darf, dass der Unternehmer die 
Vorsteuer zuvor entrichtet hat. Sind 
Schuldner der Einfuhrumsatzsteuer 
und Vorsteuerabzugsberechtigter die-
selbe Person, kann der Vorsteuerabzug 
unabhängig von der Bezahlung der 
Einfuhrumsatzsteuer geltend gemacht 
werden. Ansonsten müsste der Un-
ternehmer in Vorleistung gehen, was 
durch die Gemeinschaftsregeln gerade 
vermieden werden soll.
 Die Entscheidung ist zwar zum 
französischen Recht ergangen, be-
trifft aber auch Deutschland. Auch hier 
ist nach derzeitiger Gesetzeslage der 
Vorsteuerabzug von der vorherigen 

Entrichtung der Einfuhrumsatzsteuer 
abhängig. Diese Einschränkung gilt nun 
nicht mehr.

Kinder

Freiwilligendienste im Ausland sind 
keine Berufsausbildung
Der Freiwilligendienst ist grundsätzlich 
keine Berufsausbildung. Soweit er bei 
keiner nach dem Jugendfreiwilligen-
dienstgesetz anerkannten Einrichtung 
abgeleistet wird, liegen auch nicht die 
sonstigen Voraussetzungen zur Ge-
währung eines Kinderfreibetrags vor.
 Allerdings besteht die Möglichkeit 
der Anerkennung als Berufsausbildung 
durch einen im Ausland absolvierten 
Freiwilligendienst. Voraussetzung ist, 
dass die Auslandsdienstzeit durch ei-

Verkauf einer Vielzahl von  
Gegenständen über mehrere  
Jahre bei eBay kann  
umsatzsteuerpflichtig sein
Ist der Verkauf einer Vielzahl von 
Gegenständen über mehrere Jahre 
auf der Internet-Plattform eBay eine 
nachhaltige, unternehmerische und 
damit umsatzsteuerpflichtige Tätig-
keit? Dieses kann nur aufgrund des 
Gesamtbildes der Verhältnisse ent-
schieden werden.
 Eine bereits beim Einkauf der 
Gegenstände bestehende Wieder- 
verkaufsabsicht muss nicht ge-
geben sein. Eine nachhaltige Tä-
tigkeit ist zu bejahen, wenn in drei 
Jahren aus insgesamt 841 Verkäu-
fen 83.500 € erzielt und dabei ein 
erheblicher Organisationsaufwand, 
z. B. durch die genaue und wer-
bemäßige Bezeichnung des Arti-
kels, die Platzierung in einer Pro-
duktgruppe, die Zuweisung eines 
Mindestgebots, die Anfertigung 
von Fotos, die Überwachung des 
Versteigerungsvorgangs und des 
Zahlungseingangs sowie der unver-
zügliche Versand, betrieben wurde.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanz-
hofs)
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Sonstiges

Keine Veranlagung nach  
bestandskräftiger Ablehnung
Ist bei Einkünften aus nichtselbständi-
ger Arbeit ein Antrag auf Veranlagung 
zur Einkommensteuer bestandskräftig 
abgelehnt worden, kommt eine späte-
re erneute Veranlagung nicht mehr in 
Betracht.
 Eine solche Antragsveranlagung ist 
u.  a. nur durchzuführen, wenn die 
positive Summe der einkommen-
steuerlichen Einkünfte, die nicht dem 
Lohnsteuerabzug unterlegen haben, 
mehr als 410 € beträgt. Nach der bis 
2007 geltenden Regelung musste in 
diesen Fällen eine Einkommensteuer-
erklärung bis zum Ablauf des auf den 
Veranlagungszeitraum folgenden zwei-
ten Kalenderjahrs eingereicht werden. 
Durch das Jahressteuergesetz 2008 ist 
die Zweijahresfrist weggefallen. Diese 
Änderung gilt erstmals ab dem Veranla-
gungszeitraum 2005. Für frühere Jahre 
gibt es eine Übergangsregelung.
 Weder nach der alten noch nach 
der neuen Regelung besteht die Mög-
lichkeit, bei bestandskräftiger Ableh-
nung eine erneute Steuererklärung 
einzureichen. Auch durch Grundlagen-
bescheid später festgestellte negative 
Einkünfte rechtfertigen keine erneute 
Veranlagung.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Ablehnung der Zusammenver-
anlagung von eingetragenen 
Lebenspartnerschaften auf dem 
rechtlichen Prüfstand
Nach einer Entscheidung des Bundes-
finanzhofs steht das Recht auf eine 
Zusammenveranlagung nur Ehegat-
ten zu. Für gleichgeschlechtliche Le-
benspartnerschaften ist eine analoge 
Anwendung gesetzlich nicht vorgese-
hen. Grundgesetzlich ist lediglich die 
Ehe zu schützen und zu fördern. Eine 
Ausdehnung des Splittingverfahrens 
auf eingetragene Lebenspartnerschaf-
ten würde auch zu einer verfassungs-
rechtlich bedenklichen Benachteiligung 
von nahen Verwandten führen, die eine 
Lebens- und Wirtschaftsgemeinschaft 
bilden.

 Allerdings ist den Antragstellern 
vorläufiger Rechtsschutz dadurch ge-
währt worden, dass das beklagte Fi-
nanzamt Aussetzung der Vollziehung 
einräumen muss. Beim Bundesverfas-
sungsgericht liegen nämlich mehre-
re Verfahren, in denen auch über das 
Recht auf eine Zusammenveranlagung 
für eingetragene Lebenspartnerschaf-
ten zu entscheiden ist.

Berechnung von Unterhaltsleis-
tungen von Selbstständigen ist  
auf Grundlage eines Dreijahres- 
zeitraums vorzunehmen
Ein Gewerbetreibender machte in sei-
ner Einkommensteuererklärung für 
2008 Unterhaltsleistungen an seine 
bedürftige Mutter in Höhe von 4.284 € 
geltend. Das Finanzamt berücksichtig-
te nur 1.379 €, die es auf Grundlage 
der Einkünfte 2008 abzüglich Steuern 
berechnete.
 Der Bundesfinanzhof hält diese 
Berechnung nicht für korrekt, weil sie 
Schwankungen, die bei Einkünften 
von Selbstständigen regelmäßig vor-
kommen, nicht berücksichtigt. Richtig 
ist deshalb eine Berechnung auf der 
Grundlage von drei Jahren. Dabei sind 
Steuerzahlungen in den Jahren zu be-
rücksichtigen, in denen sie gezahlt wer-
den.

nen angeschlossenen theoretisch-
systematisch begleitend durchgeführ-
ten Sprachunterricht von mindestens 
10 Wochenstunden ergänzt wird.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Kindergeld für ein zum  
Selbstunterhalt unfähiges,  
studierendes Kind
Bei der Prüfung, ob ein an Depressio-
nen leidendes Kind über sein 27. bzw. 
25. Lebensjahr hinaus als behindertes 
Kind zu berücksichtigen ist, bedarf es 
eines Nachweises dieser seelischen 
Behinderung. Allein ein wiederholter 
Studienfachwechsel lässt keine Schlüs-
se auf die Leistungs- und Ausbildungs-
fähigkeit des Kindes zu.
 Eine solche Behinderung muss für 
die fehlende Fähigkeit des Kindes zum 
Selbstunterhalt ursächlich sein. Der 
Nachweis dafür kann in verschiedener 
Form geführt werden. Dazu reicht nicht 
nur die Vorlage eines entsprechenden 
Schwerbehindertenausweises oder 
eines Rentenbescheids. Auch Beschei-
nigungen oder Zeugnisse des behan-
delnden Arztes oder ein ärztliches Gut-
achten sind geeignet. Erst wenn eine 
solche behinderungsbedingte Verzöge-
rung der Ausbildung über das 27. bzw. 
25. Lebensjahr nachgewiesen ist, kann 
ein Anspruch auf Kindergeld bestehen.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)


